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Aufgabe 1 

1.1.1.1.1 Öffentliches Beschaffungswesen 7 Punkte 

 
Ausgangslage 
Behörden und Verwaltungen können grössere Aufträge nicht einfach so vergeben. Der Gesetzge-
ber will mit den Bestimmungen über das Beschaffungswesen/Submissionswesen den Wettbe-
werb fördern. Die Auftragsvergeber/innen von öffentlichen Aufträgen sind verpflichtet, die Anbie-
ter/innen gleich zu behandeln und niemanden zu diskriminieren. 
 
Der Kanton Muster hat folgende Tabelle über die Schwellenwerte nach kantonalem Recht veröf-
fentlicht: 
 

Verfahrensart Lieferungen 
Auftragswert  
CHF ohne MWST 

Dienstleistungen 
Auftragswert 
CHF ohne MWST 

Bauleistungen 
Auftragswert CHF 
ohne MWST 

Bauneben- 
gewerbe 

Bauhaupt- 
gewerbe 

Freihändige Vergabe unter 100’000 unter 150’000 unter 150’000 unter 300’000 

Einladungsverfahren unter 250’000 unter 250’000 unter 250’000 unter 500’000 

Offenes 
Verfahren 

Selektives 
Verfahren 

ab 250’000 ab 250’000 ab 250’000 ab 500’000 

 
Die Aufgabe besteht aus 3 Teilen (a. bis c.). 
 
Aufgabe 
a. Warum wird ein Schwellenwert festgesetzt und welche Folgen ergeben sich daraus? 
Der Schwellenwert definiert, welches Verfahren wann zur Anwendung kommt. 
 
 
 

 
 

 
b. Beschreiben Sie kurz die 4 oben aufgeführten Verfahrensarten. 
 
Freihändige Vergabe 
Direkte Vergabe an einen Anbieter/in ohne Ausschreibung. 
 
 
 

 
Einladungsverfahren 
Die ausschreibende Stelle bestimmt, welche Anbieter ohne Ausschreibung direkt zur Angebots-
abgabe eingeladen werden. Es müssen (wenn möglich) mindestens drei Angebote eingeholt wer-
den. 
 

 
 

 
Offenes Verfahren 
Öffentliche Ausschreibung, alle Anbieter können ein Angebot einreichen. 
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Selektives Verfahren 
Öffentliche Ausschreibung. Alle Anbieter können einen Antrag auf Teilnahme einreichen. In ei-
nem ersten (anfechtbaren) Verfahrensschritt werden aufgrund der Prüfungen der Eignung jene 
Anbieter bestimmt, welche in einem zweiten Verfahrensschritt ein konkretes Angebot einreichen 
dürfen. Die Zahl der Angebotsabgabe Einzuladender darf beschränkt werden. 
 

 
 

 
 

 
 

 
c. Wie sieht es mit der Publikation – mit der Veröffentlichung aus? Müssen diese Verfahren 

veröffentlicht werden? Setzen Sie in der Tabelle Kreuze in die entsprechende Felder. 
 

Verfahrensart Publikation/Veröffentlichung Keine Veröffentlichung 

Freihändige Vergabe  x 

Einladungsverfahren  x 

Offenes Verfahren x  

Selektives Verfahren x  

 
Korrekturhinweis 
Kantonale und lokale Rechtsgrundlagen beachten 

 
 
 
 

Aufgabe 2 

1.1.3.3 Rechtliche Grundlagen aufzeigen 16 Punkte 

1.1.3.3.3 Grundlagen Verwaltungsakte 

 
Ausgangslage 
Ihre Kollegin hat die Berufsmaturitätsprüfung absolviert. Anscheinend ist bei der Prüfung nicht al-
les rund gelaufen. Ihre Kollegin hat gestern, am 30. Juni 2019, Bescheid erhalten, die Prüfung 
nicht bestanden zu haben. Die Noten: Mathematik 3.0 / Französisch 3.5 / Deutsch 3.5. Ihre Kolle-
gin ist total aus dem Häuschen und kann es kaum fassen, da sie vor allem in den Sprachen Fran-
zösisch und Deutsch sehr stark ist und gute Zeugnisnoten hat. Sie meint, da müsse ein Korrek-
turfehler vorliegen und bittet Sie um Rat, wie sie vorgehen soll. Sie zeigt Ihnen folgende Unterla-
gen: 
 
§ 3 Prüfungskommission 
Die Prüfungskommission Berufsmaturität (BM) entscheidet auf Antrag der Schulleitung und der 
BM-Lehrkräfte über das Bestehen der Berufsmaturitätsprüfung. 
 
§ 12 Bestehen der Berufsmaturität 
Die Berufsmaturität gilt als bestanden, wenn 

 die Gesamtnote gemäss § 10 mindestens 4,0 beträgt; 

 höchstens zwei Fachnoten unter 4,0 liegen; 

 die Summe der Abweichungen der Fachnoten von 4,0 nach unten nicht mehr als insgesamt 
2,0 Noteneinheiten beträgt. 

 
§ 16 Einspracherecht (§ 46 Gesetz über die Berufsbildung und Mittelschulen: Rechtsmittel) 
1Gegen Prüfungsentscheide kann innert 10 Tagen beim erlassenden Organ eine begründete Ein-
sprache erhoben werden. 
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2Gegen den Einspracheentscheid kann beim Departement für Bildung und Kultur Rekurs erhoben 
werden. 
3Im Übrigen gilt das Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege. 
 
Die Aufgabe besteht aus 3 Teilen (a. bis c.). 
 
Aufgabe 
a. Sie erklären Ihrer Kollegin, wozu ein Rechtsmittel grundsätzlich dient. 
Mit dem Rechtsmittel können Verfügungen und/oder Entscheide der Behörden angefochten 
werden. 
 
 

 
 

 
b. Sie erklären Ihrer Kollegin die drei ordentlichen Rechtsmittel und führen die wichtigsten 

Stichworte in der Tabelle ein. 
 

Rechtsmittel Instanz Frist 

Einsprache Gleiche Instanz 
Gemäss Gesetz, in der Regel 
30 Tage 
(Kt. LU gemäss VRG: 20 Tage) 

Rekurs 

Nächst höhere Instanz, z.B. 
Oberstes Gemeindeorgan 
Kant. Departement 
Aufsichtskommission 
Verwaltungsgericht 

In der Regel 30 Tage 

Beschwerde 
Höchste Instanz, z.B. 
Verwaltungsgericht 
Rekurskommission 

In der Regel 30 Tage 

 
Korrekturhinweis 
Kantonale Gegebenheiten beachten 

 
c. Sie verfassen für Ihre Kollegin die Einsprache. Achten Sie dabei auf die Frist (Datum), den 

Adressaten, die korrekte Begründung und die verständliche Formulierung sowie eine kor-
rekte Darstellung. 

 
Absender 
 Musterort, 01.07.2019 
 
Prüfungskommission Berufsmaturität (BM) 
Musterstrasse 100 
0000 Musterhausen 
 
Einsprache Prüfungsergebnis Berufsmaturität 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Gestern, am 30. Juni 2019 habe ich den Entscheid erhalten, ich hätte die Prüfung nicht bestan-
den. … 
… 
 
Korrekturhinweis 
Frist: Datum der Einsprache zwischen dem 01.07. und dem 10.07.2019 = korrekt 
Adressat: Prüfungskommission BM = korrekt 
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Begründung: geht davon aus, dass es sich um einen Korrekturfehler oder einen Fehler beim Zusam-
menzählen der Punkte behandelt, kann es sich kaum vorstellen, da immer gute Semesterzeugnisse = 
korrekt 
Verständliche Formulierung: (Ermessensspielraum der Korrektur) 
Korrekte Darstellung: gemäss Lösung oben 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
 
 

Aufgabe 3 

1.1.3.4.2 Datenschutz/Amtsgeheimnis 10 Punkte 

1.1.3.4 Vollzugsarbeiten ausführen 

 
Ausgangslage 
Das Öffentlichkeitsrecht stösst beim Umgang mit Personendaten an seine Grenzen. Der Daten-
schutz schützt die Persönlichkeitsrechte der einzelnen Person, über welche Daten bearbeitet 
werden. 
 
Die Aufgabe besteht aus 6 Teilen (a. bis f.). 
 
a. Definieren Sie den Begriff «Personendaten». 
Personendaten sind Angaben, die sich auf eine bestimmte oder auch nur bestimmbare (natürli-
che oder juristische) Person beziehen. 
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b. Bestimmt ist eine Person, wenn ihre Identität direkt aus den vorliegenden Informationen ab-
geleitet werden kann. Nennen Sie ein Beispiel einer solchen Information/eines solchen Do-
kuments. 

Personalausweis, Personaldossier, etc. 
 
 
 

 
c. Was ist mit dem Begriff «bestimmbare Person» gemeint? 
Bestimmbar ist eine Person, wenn ihre Identität durch die Kombination der vorliegenden Informa-
tionen mit anderen Informationen feststellbar ist. 
 
 

 
 

 
d. Wie verhält es sich mit dem Recht auf Einsicht in die eigenen Akten? 
Jede Person hat das Recht, die eigenen behördlich verwalteten Daten zu kennen. Wer Einsicht in 
seine Daten wünscht, wendet sich an die zuständige Stelle, die die Datensammlung führt. 
 
 

 
 

 
e. Der Begriff «Amtsgeheimnis» macht immer wieder von sich reden. Beantworten Sie folgende 

Fragen: 
 

I. Worum geht es beim Amtsgeheimnis? 
Gesetzliche Geheimhaltungspflicht, welche für Behördenmitglieder und Verwaltungs-
mitarbeiter/innen besteht. 
 
 

 
 

 
II. Was passiert, wenn das Amtsgeheimnis verletzt wird? 

Die Verletzung des Amtsgeheimnisses kann mit einer Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder Geldstrafe bestraft werden (StGB Art. 320). 
Korrekturhinweis: Das Strafmass muss nicht genannt werden. 
 

 
 

 
III. Wie lange gilt das Amtsgeheimnis? 

Es erlischt nicht. Die Verletzung des Amtsgeheimnisses ist auch nach Beendigung 
des amtlichen oder dienstlichen Verhältnisses strafbar. 
 
 

 
 

 
f. Sie arbeiten im Lohnbüro Ihrer Verwaltung. Frau Maya Müller ruft an und möchte wissen, wie 

viel ihr Bruder, Herr Rudolf Müller, welcher im Hausdienst arbeitet, verdient. Sie gibt an, 
diese Auskunft unbedingt benötigen, da es darum gehe, auszurechnen, mit wie viel sie und 
ihre beiden Geschwister die alten und gebrechlichen Eltern finanziell unterstützen könnten. 
Wie ja bekannt sei, sei ihr Bruder ein Chaot, der nicht einmal genau wisse, wie viel er ver-
diene. 
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Was erhält Frau Müller für eine Antwort von Ihnen? 

Erklären, dass es keine Auskunft aus Datenschutzgründen gibt, da es sich um persönliche 
Daten des Bruders handelt. Auskunft direkt beim Bruder einholen. 
 
 

 
 

 
 
 
 

Aufgabe 4 

1.1.3.2.1 Verwaltungsgrundsätze allgemein 9 Punkte 

1.1.3.2 Kundenanfragen unter Berücksichtigung der 
 Verwaltungsgrundsätze bearbeiten 

 
Ausgangslage 
Im überbetrieblichen Kurs haben Sie die Grundsätze «Gesetzmässigkeit der Verwaltung (Legali-
tätsprinzip)», «Öffentliches Interesse und Verhältnismässigkeit», «Rechtsgleichheit und Willkür-
verbot» sowie «Treu und Glauben» kennen gelernt. 
 
Die Aufgabe besteht aus 3 Teilen (a. bis c.). 
 
Aufgabe 
a. Was ist der Sinn und Zweck des Verwaltungsverfahrens und der damit verbundenen Anwen-

dung der Grundsätze des Verwaltungshandelns (Verwaltungsgrundsätze)? 
Zum Schutz der Bürger/innen geben das Verwaltungsverfahren und die damit verbundenen 
Grundsätze des Verwaltungshandelns (Verwaltungsgrundsätze) den staatlichen Behörden und 
der vollziehenden Verwaltung Leitplanken für das tägliche Handeln. 
 

 
 

 
 

 
b. Wählen Sie 2 der genannten Grundsätze aus und beschreiben Sie, worum es bei der An-

wendung dieses Grundsatzes geht. 
 

Grundsatz Beschreibung 

Gesetzmässigkeit der Ver-
waltung (Legalitätsprinzip) 

 Die Verwaltung wird nur tätig, wenn ein Gesetz sie dazu er-
mächtigt. 

 Die Verwaltung hält sich im Rahmen der Gesetze und beachtet 
die Rechtsgrundsätze. 

Öffentliches Interesse und 
Verhältnismässigkeit 

 Staatliches Handeln soll im öffentlichen Interesse liegen. 

 Bei Rechtsanwendungen werden öffentliche und private Interes-
sen gegeneinander abgewogen und in ein vernünftiges Verhält-
nis gesetzt. 

 Eingriffe in Rechte der Bürger/innen erfolgen nur, wenn dies 
notwendig ist und soweit öffentliches Interesse besteht. 
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Rechtsgleichheit und Willkür-
verbot 

 Alle Bürger/innen werden gleich behandelt. 

 Das Recht wird bei allen gleich angewendet. 
o Zwei gleichartige Sachverhalte werden nicht unterschied-

lich behandelt, sondern gleich. 
o Zwei verschiedenartige Sachverhalte werden nicht gleich 

behandelt, sondern ungleich. 

Treu und Glauben  Das Verhältnis zwischen der Verwaltung und den Bürger/innen 
ist von gegenseitigem Vertrauen getragen. 
o Es verhält sich jede/jeder so, wie es der andere von ihnen 

in guten Treuen erwarten kann, d.h. kein widersprüchliches 
oder gar rechtsmissbräuchliches Verhalten. 

 Bürger/innen dürfen sich auf die Verbindlichkeit der Auskünfte 
der Verwaltung verlassen 

 
c. Sie schildern kurz 2 Tätigkeiten aus Ihrem beruflichen Alltag und zeigen auf, welche Grunds-

ätze/welchen Grundsatz Sie bei dieser Tätigkeit befolgen oder von welchem Grundsatz Sie 
ausgehen. 

 
Beschreibung der ersten Tätigkeit Grundsatz/Grundsätze, welche dabei berück-

sichtigt werden 

Beschreibung der zweiten Tätigkeit Grundsatz/Grundsätze, welche dabei berück-
sichtigt werden 

 
Korrekturhinweis: 
Es muss pro Zeile eine Tätigkeit beschrieben und mindestens ein Grundsatz genannt werden. Ist in 
einer Zeile nur eine Tätigkeit beschrieben oder nur ein Grundsatz notiert = 0 Punkte. 
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Aufgabe 5 

1.1.3.5.1 Abgaben und Gebühren 8 Punkte 

 
Ausgangslage 
Sie haben die Aufgabe erhalten, einen Praktikanten über Aufgaben Ihres Ausbildungsbetriebes 
zu informieren. Sie bearbeiten das Thema Abgaben und Gebühren. 
 
Die Aufgabe besteht aus 4 Teilen (a. bis d.). 
 
Aufgabe 
a. Nennen Sie dem Praktikanten Formen der Einnahmen, welche für die Erfüllung der Aufga-

ben im öffentlichen Gemeinwesen benötigt werden. 
Das öffentliche Gemeinwesen benötigt für die Erfüllung seiner Aufgaben Geld. Dieses fliesst in 
Form von öffentlichen Abgaben – d.h. Steuern und Kausalabgaben zu. 
 
 

 
 

 
b. Der Praktikant findet, dass die Bürger/innen mit den Bundes- und Staats- und Gemeinde-

steuern schon genügend Geld für die Öffentlichen Aufgaben bezahlen. Er findet deshalb wei-
tere Einnahmen wie Gebühren überflüssig. Erklären Sie den Unterschied zwischen Steuern 
und Gebühren und entkräften Sie seinen Einwand. 

 
Unterschied Steuern und Gebühren: 
 
Steuern sind Geldleistungen an das Gemeinwesen, welche voraussetzungslos geschuldet wer-
den. Steuern sind kein Entgelt für eine spezifische staatliche Leistung, sondern werden haupt-
sächlich zur Deckung des Finanzbedarfs verwendet. 
Gebühren sind Abgaben, die für eine bestimmte Dienstleistung der Öffentlichen Verwaltung oder 
für die Nutzung/Beanspruchung einer Öffentlichen Einrichtung bezahlt werden. 
 

 
 

 
Einwand entkräften: 
 
Die Nutzung einer bestimmten Dienstleistung ist kostenpflichtig. Sie wird von den Leistungsbezie-
her/innen individuell bezogen und bezahlt. Die Einnahmen für die Ausführung müssen kostende-
ckend sein. Wer die Dienstleistung nicht beansprucht, bezahlt keine Gebühren. 
 

 
 

 
c. Der Praktikant möchte das Thema Gebühren genauer erläutert haben. Zeigen Sie ihm auf, 

welche Gebührenarten es gibt. Nennen Sie 2 Gebührenarten und je 2 Beispiele dazu. 
 

Gebührenart Beispiel 

Verwaltungsgebühren 

Grundbuchgebühren 

Gebühren für Erteilung von Bewilligungen 
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Benutzungsgebühren 

Gebühr für Benutzung Gemeindebibliothek 

Gebühr für Benutzung Hallenbad 

 
Korrekturhinweis 
Weitere Verwaltungsgebühren: Gebühr für Ausstellung Pass 
Weitere Gebührenart: Konzessionsgebühren – Beispiel: Kanalisationsgebühren, Gebühren für Strom 

 
d. Erklären Sie dem Praktikanten den Begriff Äquivalenzprinzip und geben Sie ihm ein Beispiel 

für die Anwendung. 
Die Höhe der Abgabe muss im Einzelfall in einem vernünftigen Verhältnis zum Wert der vom 
Staat erbrachten Leistung stehen. Verhältnis von Abgabe und Leistung – z.B. Gebühr für das Un-
fallprotokoll des Jagdaufsehers, wenn ein Autolenker eine Kollision mit einem Reh hatte. 
 

 
 

 
 

 
 
 
 

Aufgabe 6 

1.1.3.4.3 Archivierung 13 Punkte 

1.1.7.4 Daten und Dokumente verwalten 

 
Ausgangslage 
In der Gemeinde Musterberg stehen grosse Feierlichkeiten an, welche über die Gemeindegren-
zen hinaus, für den ganzen Kanton von Bedeutung sind. Das Schloss Musteregg, das auch das 
Gemeindemuseum beheimatet, wird 700 Jahre alt. Es ist ein historischer Bau von kommunaler, 
kantonaler und nationaler Bedeutung. Für das Jubiläum wurde ein Organisationskomitee (OK) mit 
Vertretern aus Politik und Wirtschaft sowie Vertreter/innen der Gemeindeverwaltung Musterberg 
und der kantonalen Verwaltung gebildet. Ihre Vorgesetzte amtet als Aktuarin und hat mit dem OK 
vereinbart, Sie als Lernende einzubeziehen, weil diese vielfältigen Tätigkeiten ein gutes Übungs-
feld für Sie als künftige Kauffrau bzw. künftiger Kaufmann sind. 
Vor 34 Jahren haben schon einmal Feierlichkeiten stattgefunden: 666 Jahre Schloss Musteregg. 
Nun geht es darum, ausfindig zu machen, welche Aktivitäten damals stattfanden und wer damals 
im OK war. Ihre Vorgesetzte und Sie haben den Auftrag, auf die nächste OK-Sitzung einen Über-
blick zu präsentieren. 
 
Die Aufgabe besteht aus 3 Teilen (a. bis c.). 
 
Aufgabe 
a. Wie gehen Sie vor, um möglichst gezielt an die Informationen zu den Feierlichkeiten vor 34 

Jahren zu gelangen? Nennen Sie ein sinnvolles Vorgehen und 3 mögliche Informationsquel-
len. 
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Vorgehen 
Konsultation des Registraturplanes/Aktenplanes der Gemeindeverwaltung, der Kantonalen Ver-
waltung und des Gemeindemuseums (Schloss), um nachzuschlagen, wo entsprechende Informa-
tionen im Archiv zu finden sind. 
 

 
 

 
Informationsquellen 
Gemeindearchiv: 
 Protokolle 
 Gemeindemuseum 
 Chronik 
 
Staatsarchiv 
 Denkmalpflege 
 Schloss Musteregg 
 
Archiv des Schlosses/Archiv des Gemeindemuseums 
 666 Jahr-Feier 
 

 
 

 
 

 
b. Sie überlegen sich, wo Sie welche Dokumente mit den wichtigen und richtigen Informationen 

finden könnten. Dazu halten Sie sich an das Dreistufenmodell des Lebenszyklus von Doku-
menten. Beschreiben Sie, welche Unterlagen/Dokumente wo (Büro/Registratur, Zwischenar-
chiv oder Endarchiv) gelagert werden. 

 

Stufe 1 2 3 

Vorgang Laufende Geschäfte 
Befristete  
Aufbewahrung 

Dauernde  
Aufbewahrung 

Ort Büro/Registratur Zwischenarchiv Endarchiv 

Beschreibung 
der so  
registrierten/ 
archivierten 
Unterlagen 

Produktion und Bearbei-
tung von Unterlagen, fin-
det im Büro statt, die Un-
terlagen werden dort auf-
grund entsprechender Re-
gistraturpläne/Aktenpläne 
registriert. 

Unterlagen, die nur noch 
gelegentlich gebraucht 
werden oder nur während 
einer bestimmten Zeit-
spanne aufbewahrt wer-
den müssen. Das Zwi-
schenarchiv wird auch als 
Altablage bezeichnet, wird 
mit Vorteil in der Nähe 
des Büros eingerichtet. 

Unterlagen, welche auch 
rechtlichen und/oder his-
torischen Gründen Jahr-
hunderte lang aufbewahrt 
werden müssen, aber 
nicht mehr regelmässig 
gebraucht werden. 
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c. Sie wissen, dass Sie und Ihre Vorgesetzte folgende Unterlagen verwalten müssen: 

 Protokolle der OK-Sitzungen 

 Einladungen zu den OK-Sitzungen und Unterlagen zu den jeweiligen Sitzungen 

 Alle Unterlagen der Ressorts: Finanzen, Festakt, Öffentlichkeitsarbeit, Personal 

 Unterlagen für die neue Chronik, welche erstellt werden soll sowie die neue Chronik 
selbst 

 
Sie überlegen sich, welche Dokumente nur vorübergehend registriert werden und welche 
Dokumente Potenzial für das Endarchiv beinhalten. Das heisst, welche Dokumente werden 
von der Registratur ins Zwischenarchiv und vom Zwischenarchiv ins Endarchiv verschoben? 
Definieren Sie grundsätzlich, welche Dokumente und Unterlagen verschoben werden und 
nennen Sie je ein konkretes Beispiel der Dokumente Ihres OK. 

 
Beschreibung Übergang Beispiel 

Vom Büro ins Zwischenarchiv 
 
Nach Abschluss dieser 700 Jahr-Feier werden alle Doku-
mente, welche aus rechtlichen oder historischen Gründen 
aufbewahrt werden müssen, ins Zwischenarchiv verscho-
ben. Gemäss Registraturplan/Aktenplan der Gemeinde res-
pektive des Kantons.  
 
Ausgeschieden und vernichtete werden zum Beispiel Be-
gleitzettel, Kopien und Doppel. 

 
 
z.B. Rechnungen und Abrechnung 
der Feierlichkeiten,  
Protokolle der OK-Sitzungen,  
… 

Vom Zwischenarchiv ins Endarchiv 
 
Gemäss Registratur/Aktenplan der Gemeinde werden z.B. 
Protokolle, Jahresrechnungen, Statistiken vollständig über-
führt. 
 
Es gibt Unterlagen, welche nur in Auswahl im Endarchiv 
landen z.B. ausgewählte Korrespondenzen, Buchhaltungs-
belege. Je nach Registratur/Aktenplan. 
 
Lieferscheine, Einsatzpläne für die Festwirtschaft etc. wer-
den vollständig vernichtet. Je nach Registratur/Aktenplan. 

 
 
z.B. Protokolle und Schlussabrech-
nung der Feierlichkeiten, Chronik 

 
Korrekturhinweis 
Weitere sinnvolle Lösungen möglich. 

 
 
 
 

Aufgabe 7 

1.1.2.3.1 Gesprächstechniken 6 Punkte 

 
Ausgangslage 
Für ein Gespräch braucht es einen sogenannten Sender, eine Person, welche ihre Botschaft an 
eine andere Person sendet und einen Empfänger, welcher die Botschaft aufnimmt und seine Ant-
wort an den Sender der Botschaft richtet. 
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Im Vier-Ohren-Modell sprechen wir von vier «Frequenzen», auf denen eine Person eine Bot-
schaft übermittelt und die von der empfangenden Person mit vier «Ohren» aufgenommen wer-
den. 
 
Aufgabe 
Analysieren Sie das folgende Gespräch zwischen Frau Martins (FM) und der Lernenden Vivian 
(V). Auf welcher Frequenz wird gesendet und auf welchem Ohr empfangen? Setzen Sie in der 
Tabelle pro Zeile ein Kreuz im entsprechenden Feld. 
 
Situation: FM und V treffen sich vor dem Abteilungskopierer. FM will Kopien erstellen, sieht dass 
V ebenfalls zum Kopierer kommt. 
 

Wer Aussage Sachinhalt Selbstof-
fenbarung 

Appell Beziehung 

FM Ach, ist das ärgerlich, immer wenn 
ich kopieren will, ist kein Papier 
mehr in den Schubladen und ich 
muss mit meinem kaputten Knie 
die Treppe hinunter, um das 
schwere Papier zu holen. 

 x x  

V Warten Sie, Frau Martins, ich hole 
das Papier für Sie. 

  x x 

V Hier ist das Papier, soll ich es 
gleich in die Schubladen einlegen, 
dann müssen Sie sich nicht bü-
cken? 

   x 

FM Das ist sehr aufmerksam von 
Ihnen Vivian, ich schätze Ihre 
Hilfsbereitschaft. 

   x 

FM Könnten Sie mir bitte noch etwas 
erklären? Ich bin mit diesem 
neuen Gerät noch nicht so ver-
traut? 

 x   

FM Wie geht das mit dem Verklei-
nern? 

x    

 
Korrekturhinweis 
Pro Zeile sind teilweise mehrere Antworten korrekt. Eine Antwort/ein Kreuz pro Zeile muss richtig be-
antwortet sein, um den Punkt zu erreichen. 

 
 
 
 

Aufgabe 8 

1.1.6.3 Aufwendungen und Erträge erklären 10 Punkte 

 
Ausgangslage 
Nach der Lehre treten Sie eine Stelle in der Finanzabteilung einer Öffentlichen Verwaltung an. Zu 
Ihren Aufgaben gehören das Bearbeiten von Zahlungseingängen und -ausgängen sowie das 
Kontieren und Verbuchen von verschiedenen Rechnungen. 
 
Für die folgende Aufgabe sind Ihre Lösungen der Aufgabe auf das Harmonisierte Rechnungsmo-
dell 2 (HRM2) zu beziehen. Alle Lösungen müssen sich auf dieses Rechnungsmodell beziehen. 
 
Aufgabe 
Auf den nächsten Seiten finden Sie einen Auszug aus dem Kontenrahmen (Laufende Rechnung 
nach HRM2) der Öffentlichen Verwaltungen. Ergänzen Sie folgende Tabelle. 
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Konto Beschreibung 

303 oder 3030 Temporäre Arbeitskraft 
 
 

Aushilfsentschädigung 
 
 

315 oder 3151 Unterhalt Maschinen, Geräte 
 
 

Reparaturaufwand für Maschinen des Bauamtes 
 
 

3637 Beiträge an private Haushalte 
 
 
 
 
 

Beiträge an private Haushalte (natürliche Perso-
nen) wie Sozialhilfe, Krankenkassenprämienver-
billigungen 
 
 
 

4210 Gebühren für Amtshandlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 

Gebühren für eine vom Einzelnen beanspruchte 
Amtshandlung (z.B. Bewilligung, Kontrollen) und 
allfällige mit der Amtshandlung verbundene Aus-
lagen des Gemeinwesens. Einbürgerungsge-
bühren; Gebühren für Auszüge aus Registern; 
Bewilligungsgebühren; Kanzleigebühren 
 
 
 

317 oder 3170 Reisekosten und Spesen Ersatz von Auslagen an Behörden- und Kom-
missionsmitglieder sowie das gesamte Personal, 
Übernachtungen, vergünstigte Bahnabos 
 
 

3300 Planmässige Abschreibungen Sachanla-
gen 

Ordentliche Abschreibungen auf Verwaltungsge-
bäuden etc. nach Nutzungsdauer 
 
 

3050 AG-Beiträge AHV, IV, EO, ALV, Verwal-
tungskosten 
 
 

Arbeitgeber-Beiträge an die Sozialversicherun-
gen (AHV, IV, EO etc.) 
 
 

4270 Bussen 
 
 

Einnahmen Bussgelder aller Art 

426 oder 4260 Rückerstattungen (und Kosten-
beteiligungen Dritter) 

Erträge von Dritten, die eine Aufwandminderung 
bedeuten 
 
 
 

312 oder 3120 Ver- und Entsorgung Liegen-
schaften VV 

Heizmaterial, Energie, Wasser, Kehrichtgebüh-
ren der Verwaltungsgebäude 
 
 
 

 
Korrekturhinweis 
Kontoart oder Konto ist zulässig. Bei 3300 «Planmässige Abschreibungen Sachanlagen» ist nur die-
ses gültig. 
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Auszug aus dem Kontenrahmen (Laufende Rechnung nach HRM2) 
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Aufgabe 9 

1.1.2.1.1 Verfassung 11 Punkte 

1.1.2.1.2 Staatsaufgaben 

 
Ausgangslage 
Eine gute Bekannte von Ihnen möchte sich in der Schweiz einbürgern lassen. Dazu muss sie sich 
einiges an Wissen über unseren Staat aneignen. Sie haben ihr Ihre Unterstützung beim Lernen 
angeboten. 
 
Die Aufgabe besteht aus 3 Teilen (a. bis c.). 
 
Aufgabe 
a. Sie erklären Ihrer Bekannten, was es zwingend braucht, um einen Staat zu gründen. 
- Volk (Staatsvolk) 
- Gebiet (Staatsgebiet) 
- Staatshoheit 
 

 
 

 
b. Sie erklären Ihrer Bekannten die folgenden Begriffe. 
 

Begriffe Erklärung 

Verfassung Die Verfassung ist die rechtliche Grundlage, das oberste Gesetz ei-
nes Staates 

Gemeindeautonomie Nach Massgabe des kantonalen Rechts ist die Gemeindeautono-
mie gewährleistet. Mit der Gemeindeordnung bestimmt die politi-
sche Gemeinde ihre Organisation. Die Gemeindeordnung bedarf 
der Zustimmung des Regierungsrates. 
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Begriffe Erklärung 

Subsidiarität Die Aufgaben und Kompetenzen werden soweit als möglich vor 
Ort, also auf der Gemeindeebene gelöst. Die übergeordnete Ebene – 
Kanton oder Bund – schreitet helfend ein, wenn die untergeordnete 
Ebene mit der Aufgabe überfordert ist. 

Föderalismus Der Föderalismus ist eine politische Ordnung, welche die Hoheits-
rechte und Aufgaben zwischen dem Bund und seinen Kantonen 
aufteilt. 

Demokratie Die Herrschaft des Landes erfolgt im Auftrag und unter Aufsicht 
des Volkes. Die Macht geht vom Volk aus. Deshalb werden die Be-
hörden und die Volksvertreter vom Volk gewählt und sind diesem Re-
chenschaft schuldig. 

 
c. Kreuzen Sie in folgender Tabelle an, ob die genannte Sitzung der Exekutive öffentlich oder 

nicht öffentlich ist. 
 

Exekutive Öffentlich Nicht öffentlich 

Kantonsrat x  

Gemeinderat/Stadtrat  x 

Regierungsrat  x 

 
 
 


